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Das Mächtigste.
Die Aukgaben der Medensdelegatlon .
* Aus Berlin wird gemeldet: Unter dem Vorsitz des Reichs¬

präsidenten wurde vom Kabinett am Samstag über die. Auf¬
gaben der Friedensdelegation eingehend beraten . Nach sorg¬
fältiger Prüfung der Frage der kommenden Probleme ist unter
allen Anwesenden eine vollkommene Übereinstimmung betr .
dieser für das deutsche Volk entscheidenden Grundfragen er¬
zielt worden.

Die italienische Sozialdemokratie gegen
den pariser Macbtkrleden .

* Aus Lugano wird dem B . L.-A . unterm 22 . März gemel¬
det : Das Zentralkomitee der sozialdemokratischen Partei Ita¬
liens beschloß in seiner gestrigen Sitzung in Mailand : Her¬
beiführung des Generalstreikes in ganz Italien zum Protest
gegen die kapitalistische völkerfeindliche und neue Kriege
heraufbeschwörende Pariser Friedenskonferenz und zur Durch¬
führung der Diktatur des Proletariat ? . Das Zentralkomitee
hat sich die Bekanntgabe des Datums des Beginns des Ge¬
neralstreiks noch Vorbehalten.

Rücktritt Italiens von der Friedens - .
Konferenz .

* Die italienische Abmonuir^ kam , wie Reuter meldet,
dieser Tage in Paris zusammen und beschloß einstimmig,
von der Friedenskonferenz zurückzutreten, falls Fiume Italien
nicht gleichzeitig mit dem Friedensschluß zugewiesen werde.

Amerika und die Alliierten .
* Die „Franks . Ztg .

" bringt in ihrem Handelsteil eine Mel¬
dung ihres Mitarbeiters in Zürich, nach der die Bereinigten
Staaten angeblich weitere Vorschüsse an die Verbündeten
verweigern . Sogar die feste Kriegsrelation zwischen London
v-,d Newhork sei bereits durchbrochen . Das Scheitern der
französisch - amerikanischen Verhandlungen sei bemerkenswert
und vielleicht als Druckmittel Wilsons gegenüber Clemenceau
zu deuten .

Die Auskabrt der deutschen Lebens -
mittelschitke .

* Gestern fand eine Versammlung der Bremer Seeleute aller
Chargen statt , die von etwa 1000 Seeleuten besucht war , in
der Mehrzahl von Mitgliedern des Deutschen Seemannsbundes .
Nach einer erregten Unterhandlung verließen die Anhäyger des
Seemannsbundes demonstrativ den Saal . Die Zurückbleiben¬
den nahmen eine Entschließung an, in der sie sich entschlossen ,
auf Aufforderung der Reichsregierung mit den Schiffen auDzu -
fahren . Gleichzeitig wird die Regierung aufgefordert , für
die durch eine eventuelle Auslieferung der Schiffe brotlos wer¬
denden Seeleute in ausgiebiger Weise zu sorgen

Sozialdemokratische Wesprecbungen und
Beschlüsse .

* IN der gestrigen Aussprache des sozialdemokratischen
Parteiausschnsses und der Fraktion in Weimar wurde ein An¬
trag , den Parteitag am 23 . April beginnen zu lassen, sowie
ein anderer , der ihn für den 11 . Mai in Aussicht nahm , ab-
gclehnt, hingegen wurde die Festsetzung des Parteitages avf
den 11 . Juni , also auf die Pfinstwoche, mit großer Mehrheit
beschlosien . Mit diesem Termin hat sich, laut Vorwärts , auch
der Parteivolstand einverstanden erklärt .

Aus den Verhandlungen , die unter Ausschluß der Öffent¬
lichkeit stuttfanden , heben die Blätter h :>wor, daß das Parten
Vorstandsmitglied Hermann Müllsr dem Minister Noske für
seine Verdienste um die Parte . >: ld ein das deutsche Volk
dankte. Wenn auch Übergriffe der Regierungstruppen vor-
gckommen seien, so habe Noske doch das deutsche Volk vor
dem Chaos und vor dem Bolschewismus bewahrt . Ungarn
sei für die Entente eine Warnung .

In der gegen eine Stimme angenommenen Entschließung
der Konierenz wird gesagt:

..Die Konferenz erneuert das programmatische Bekenntnis
zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, nimmt dieses Recht
auch für das deutsche Volk in vollem Umfange in Anspruch
und erhebt feierlich Einspruch gegen jede Vergewaltigung deut¬
scher Volksgenossen . Sie verwahrt sich in gleicher Weise gegen
jeden Versuch , das deutsche Volk in wirtschaftlicher Sklaverei
zu halten und seine Wiederaufrichtung zu verhindern , sie
beansprucht für Deutschland die gleichberechtigte Zugehörig¬
keit zum Völkerbünde, dem anzugehören das deutsche Volk
durch seine Kulturarbeit und seinen aufrichtigen Friedens¬
willen vollauf würdig ist ."

Ungarn als Räterepublik .
* Aus Budapest wird vom 21 . März gemeldet : Dem Präsi¬

denten der Volksrepublik Ungarns wurde gestern eine Note
überreicht, worin eine neue als politische Grenze zu betrach¬

tende Demarkationslinie zwischen Ungarn und Rumänien be¬
stimmt wird . Die wichtigsten Punkte der neutralen Zone wer -
den von den Ententetrnppen besetzt. Darauf beschloß der Mi -
nisterrat die Demission des Kabinetts , welche von dem Prä¬
sidenten Karolyi angenommen wurde . Karolyi erläßt eine Pro¬
klamation an das ungarische Volk, in der er erklärt , daß die
Regierung eingesehen habe , daß die zwingende
Gewalt der Verhältnisse einen neuen Kurs fordere .
Die Ententemission erkläre, daß sie die Demarkationslinie
fortan als politische Grenze betrachte, die fernere Besetzung
des Landes verfolge offenbar den Zweck , daß man Ungarn
zum Aufmarsch- und Operationsgebiet gegen die an der rumä¬
nischen Grenze kämpfende russische Sowjetarmee machen
wolle , das geraubte Land aber solle der Sold der rumänischen
und tschechischen Truppen sein , die die Sowjetarmee nieder¬
ringen sollen . Karolyi ruft das Proletariat der Welt um Un¬
terstützung an und teilt mit, daß er gleichfalls abdanke und
die Macht dem Proletariat übergebe.

Infolge der Demission der Regierung hat der Arbeiterrat
von Budapest die Regicrungsgewalt übernommen und einen
interimistischen revolutionärem Regierungsrat gebildet, dessen
Mitglieder den Titel „ Volkskommissare " führen . Das Präsi¬
dium übernahm Alexander Carbai . Die Regierung hat über
Budapest und über das ganze Land das Standrecht verhängt .
— Die ungarische Sozialistenpartei und die ungarische Kom¬
munistenpartei haben sich auf Grund eines Beschlusses ihrer
Leitung zu einer neuen Partes , der ungarischen Sozialisten¬
partei , vereinigt . Die Partei übernimmt im Namen des Pro¬
letariats unverzüglich die ganze Macht . Die Diktatur des Pro¬
letariats wird von dem Arbeiter- ,

* Bauern - und Soldatenrat
ausgeübt . ,

Die ersten Massnahmen der ungarischen
Räteregierung .

* Das Ungarische Korrespondenzöüro meldet : Der revo¬
lutionäre regierende Rat hielt am Samstag seine erste Sitzung
ab, in der folgende wichtige Beschlüsse gefaßt wurden : Ab¬
schaffung von Rang und Titeln , die Trennung von Kirche und
Staat , die Abschaffung aller Zwangssteuern für kirchliche und
konfessionelle Zwecke. Der revolutionäre regierende Rat er¬
nannte eine Fünferkommission zum Zwecke der Vorbereitung
der Wahlen der Arbeiter - , Soldaten - und Baucrnräte . Der
Rat beschloß, sämtliche Regierungskommifsare ihrer Ämter
zu entheben und fordert die Arbeiterräte aus , überall drei -
gliederige ^Direktionen zu wählen, die die Geschäfte der bis¬
herigen Negierungskommissare zu versehen haben . Der revo¬
lutionäre regierende Rat wies die Volkskommissar» an , Vor¬
schläge über die Sozialisierung der Häuser und Betriebe
binnen kürzester Zeit dem Rate vorzulegen. Sämtliche Zei¬
tungen werden verpflichtet, amtliche Verordnungen des revo¬
lutionären , regierenden Rates an leitender Stelle . zu ver¬
öffentlichen. Der erste revolutionäre Gerrchtshos mit dem
Sitze in Budapest wurde sofort errichtet

Die revolutionäre Regierung ernannte drei Volkskom¬
missare für die Hauptstadt Budapest. , Bürgermeister unh
Magistrat boten ihre Entlassung an , wurden aber ersucht,
auf ihrem Posten zu verbleiben. Ebenso wurden die Leiter
und Angestellten aller Ämter, Betriebe und Schulen von Bu¬
dapest aufgefordert , bis aus weiteres auf ihren Plätzen zu
verbleiben.

Wie aus Wien verlautet , ist die Verbindung zwischen Wien
und Budapest unterbrochen. Gestern morgen ist aber in Wien
ein Funkspruch der neuen ungarischen Regierung aufgefangen
worden . Diese setzt sich zusammen aus Bauern -, Arbeiter - 'und
Soldatenräten . Die ungarische Räterepublik erklärt in diesem
rsunkspruch ihre volle ideelle Gemeinschaft mit Moskau . Sie
richtet einen Aufruf an die Arbeiter der Entente , den Feldzug
gegen den Kapitalismus aufzunehmen und wendet sich gleich ,
zeitig an die Arbeiter Deutsch -Österreichs und Deutschlands ,
ihrem Beispiel zu folgen, die Räterepublik zu errichten und
mit den Waffen den Kamps gegen den Kapitalismus aufzuneh .
men.

Sympathiekundgebung der Mllener
Kommunisten.

* Gestern vormittag veranstalteten die Wiener Kommunisten
eine Sympathiekundgebung für die Diktatur des Proletariats
in Ungarn , die sich zu einer Demonstration gegen die Entente
gestaltete. Der Vorsitzende verlas ein Telegramm der unga¬
rischen Kommunisten an die Wie-,er Kommunisten, das ern
solidarisches Vorgehen des deutsch-österreichischen Proletariats
mit dem ungarischen fordert. Sämtliche Redner wandten sich
gegen die sozialistische Parteileitung . Am Nachmittag demon¬
strierten die Kommunisten vor dem Rathause . Die Versankm-
lung nahm eine Entschließung an mit den Forderungen der
Kommunisten . Die Ordnung wurde nicht gestört.

Der Reichsvollzugsausfchuß der Arbeiterräte Deutsch-Öster¬
reichs hat beschlossen, mit Rücksicht auf die vollständige Ab¬
hängigkeit Deutsch -Österreichs von den Lebensmittellieferungen
der Entente der Aufforderung der ungarischen Genoffen, sich
gleichfalls mit der russischen Sovjetregierung zu verbünden ,
vorläufig nicht zu folgen, jedoch für alle Fälle weiter zu rüste «
und den bereits eingesetzten Ausbau der Räteorganisation
schleunigst weiterzuführen . Bereits in den nächsten Tagen
wird der Zentralrat der Arbeiterräte Deutsch -Österreichs zu¬
sammentreten .

Bemerkungen zu den lkriegs-
steuergesetzentvvürken .

Bon Rechtsanwalt Dr . Max Homburgcr, Karlsruhe .
III .

Der Entwurf eines Gesetzes über die Kriegsabgabe vom
Vermögenszuwachs bestimmt in 8 10 : „Grundstücke , die der
Abgabepflichtige erst nach dem 1 . August 1914 erworben hat,
dürfen bei Feststellung des Endvermögens zu keinem geringe,
ren Wert als der Betrag der Gestehungskosten angesetzt wer¬
den . Von diesem sind die durch Verschlechterung eingetretenen
Wertminderungen abzuziehen.

"
(Die Bestimmung entspricht

dem 8 8 des Kriegssteuergesetzes vom 21. 6 . 16.) Sonst ent-
hält der Entwurf über die Veranlagung von Grundstücken
keine unmittelbare Vorschrift. Wie also Grundstücke veranlagt
werden , deren Erwerb vor dem 1 . August 1914 erfolgte , mutz
aus anderen Rechtsquellen festgestellt werden. Die Bewer-
tung der Vermögensobjekte hat nach den Vorschriften des
Besitzsteuergesetzes vom 3 . Juli 1913 zu erfolgen, soweit der
Entwurf keine Ausnahme enthält . Das Besitzsteuergesetz setzt
als Regel fest , daß der „ gemeine Wert" des Grundstückes der
Veranlagung zugrund zu legen sei . Auf Antrag deS
Steuerpflichtigen sollen an Stelle des „ gemeinen Wertes " dis
„ Gestehungskosten" zugrund gelegt werden. Für Grundstücks
die vor dem 1 . August 1914 erworben wurden, gilt als „ Ge.
siehungskosten" der Betrag , der bei der Veranlagung zum
Wehrbeitrag als Wert des Grundstückes festgestellt wurde. ES
ist demnach zu unterscheiden: Als Steuerwert von Grund -
stücken gilt : 1 . Wenn sie vor dem 1 . Januar 1914 erworben
wurden : Der „ gemeine Wert " oder (aus Antrag des Steuer¬
pflichtigen) der bei der Veranlagung zum Wehrbeitrag ange-
gcbene Wert zuzüglich später entstehender Gestehungskosten.
2 . Wenn sie zwischen 1 . Januar und 1 . August 191 < erworben
sind : Der „ gemeine Wert "

(oder bei Antrag des Steuer ,
pflichtigen) die Gestehungskosten. Doch ist Liese Regel von
wichtigen Ausnahmen durchbrochen : Wenn die Grundstücke
nicht entgeltlich erworben wurden, sondern durch Schenkung,
Vermächtnis , Erbschaft oder sonst ohne Aufwendung Eigen,
tum des Steuerpflichtigen wurde, so ist der gemeine Wert an¬
zusetzen. Dies ist deshalb notwendig, weil der Hauptfaktor
der Gestehungskosten, nämlich der Kaufpreis fehlt. Boi gewis.
sen anderen Grundstücken, die wirtschaftlichen oder gewerb¬
lichen Zwecken dienen, dient der Ertragswert als Grundlage
der Veranlagung . Auch in diesem Falle tritt mitunter auf
Antrag oder auch ohne solchen der „ gerNcine Wert" als Grund -
läge ein . 3 . Wenn sie nach dem 1 . August 1914 erworben sind :
Der Betrag der Gestehungskosten . Eine besondere Regelung
für unentgeltlich erworbene Grundstücke ist für diesen Zeitraum
nicht erforderlich , weil unentgeltliche Zuwendungen beim Be-
schenkten nicht als Vermögenszuwachs kriegssteuerpflichtigsind .

IV.
Die Vorschrift, daß nach dem 1 . August 1914 erworbene

Grundstücke nicht niedriger als zum Gestehungspreis veranlagt
werden dürfen , kann unter Umständen eine große Härte ent-
halten . Grund der Vorschrift ist , zu verhindern/daß Geld,
anlagen in Luxuskäusen zu hohen Phantasiepreisen (z . B . für
Schlösser und Rittergüter ) durch „Kriegsgewinnler" dadurch
verschleiert werden , daß der Erwerber den viel geringeren
Ertragswert oder Verkaufswert bei' der Veranlagung angibt.
Es erfolgten aber auch Grundstückserwerbe nicht zum Zweck
der Verschleierung oder Verschwendung . So ist an den Ankauf
von Geschäftshäusern und landwirtschaftlichen Betrieben zu
denken. Wenn deren Wert durch veränderte Konjunkturen
irgend welcher Art fällt , so wird häufig eine „Wertminde .
rung " im Anne des 8 18 des Entwurfes nicht angenommen
werden . Es brauchen auch durchaus keine Käufe aus spekula.
tiven Gründen vorzuliegen. Konjunkturenverluste konnten ge¬
rade während des Krieges durch alle möglichen Umstände ein-
treten , für die der Erwerber nichts kann . Es ist möglich, datz
der Wirrt eines Grundstücks in der Zeit vom 1 . August 1914
bis 31 . Dezember 1918 stark gefallen ist. Da ist nicht verständ¬
lich, warum es am Stichtag (31. Dezember 1918) zu dem
Wert veranlagt werden soll, den es vorher gehabt , am Stichtag
aber nicht mehr hat . Steuerobjekte füx- die Steuer von dem
im Kriege erfolgten Vermögeuszuwachses ist ausschließlich das
Vermögen . Die Höhe des Vermögens kann nur bestimmt
werden nach dem Wert der einzelnen Bestandteile. Sind diese
billiger geworden , als «sie zur Zeit des Erwerbes waren , so dür¬
fen sie als Teile des Vermögens eben nur zum Wert , de»
sie am Stichtag habe«, berechnet werden. Außerdem ist all -
gemein zu bedenken, daß der Steuerfiskus wesentlich auch
durch Spekulations - und Verschleierungsankäufe nicht geschä¬
digt wurde : Wenn auch der Käufer eines zu teuer gekauften
Grundstückes nicht mit dem vollen Kaufentgelt unter die Kriegs¬
gewinnsteuer fällt , so hat doch der Verkäufer den Kaufpreis »
soweit er den früher angegebenen Wert des Grundstücks über ,
steigt, als „Kriegsgewinn " zu versteuern. Es muß auch prin¬
zipiell mit Rücksicht auf -künftige Veranlagungen zu anderen !
Steuern als sehr bedenklich bezeichnet werden, wenn jetzt der
feststehende Begriff des SteuerobjAtes durch künstliches Hin¬
aufschrauben der Steuerquelle verschoben wird. Es war früher
möglich, den „gemeinen Wert " eines Grundstückes anläßlich
der Veranlagung festzustellen. Das ist auch bei der künftigen
Steuer durĉ usühren . Die Veranlagungsbehörde kann durch
Sachverständige den Verkaufswert, der ja der Bermögenswert
und „ gemeine Wert " ist, schätzen lassen . Den Steuerpflichtigen
sollte durch einen Zusatz zu Z 10 des Entwurfs das Recht ge.
geben werden , die Veranlagung nach dem „gemeinen Wert "
auch für nach dem 1 . August 1914 erworbene Grundstücke zu
beantragen .

Nationalversammlung.Mit einer Beilage : 10 . öffentliche Sitzung der verfassunggebenden badischen
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Dolltiscbe AeberslcbL
Scdleikung der pariser Festungswerke .

' Die Agence Havas berichtet aus Paris : Die Kammer
«ahm die Vorlage über die Schleifung der Pariser Festungs¬
werke an .

Der beabsichtigte Nauv von Danzig .
* Dem Pariser Korrespondenten des „Berner Bund " zu¬

folge hat die Kompetenzkommission Danzig den Polen ein¬
stimmig - «gewiesen. Vor dem 10er Rat hat aber Lloyd
George Einwendungen erhoben und die Frage geht nun wie¬
der an die Kommission zurück , um alsdann erneut dem 10er
Rat zur endgültigen Beschlutzfassung vorgelegt zu werden.
Vorausgesetzt, daß im 10er Rat Übereinstimmung erzielt wer¬
den kann. Der Korrespondent bemerkt lt . WTB ., es gehöre
also schon ein starker Glaube dazu, es für möglich zu halten ,die Präliminarien würden in einigen Tagen fertig sein.

Die neue Kesatzungszone in Llngarn.
* Tie neue Besatzungszone in Ungarn , deren Grenzlinien

in der dem Grafen Karolyi überreichten Ententenote im ein.
Seinen bestimmt sind , bedeutet ein Verschieben der alliierten ,
insbesondere der rumänischen Truppen auf 230 Kilometer
Länge und etwa 60 Kilometer Breite nach Westen, und es
würde hierdurch ein Gebiet von etwa 214 Millionen Menschen
von Ungarn losgerissen und Ungarn in der Hauptsache auf das
Gebiet zwischen Donau und Theiß und dem mittleren Theißtal
beschränkt . Die Note besagt weiter , daß der Rückzug der unga¬
rischen Truppen hinter die Westgrenze der neutralen Zone mir
dem 23 . März beginnen , innerhalb längstens 10 Tagen beendet
sein muß , nach deren Ablauf die rumänischen Truppen ihre
Linie vorschieben sollen . Das Kriegsmaterial in der neutralen
Zone wird der ungarischen Regierung zur Verfügung gestellt.
Eisenbahn - und Wirtschastsmaterial müssen bis auf weitere
Entscheidung auf dem Platze verbleiben. Die bürgerliche Ver¬
waltung soll in der neutralen Zone unter der Kontrolle der
Alliierten in der Hand der ungarischen Regierung bleiben . Die
ungarische Gendarmerie und Polizei soll die Aufrechterhaltung
der Ordnung sichern .

Llnnabme Lembergs durch die Polen .
* Aus Warschau wird gemeldet, daß die Polen Lemberg

eingenommen hätten . Die Beute sei unübersehbar . Die
Ukrainer würden energisch verfolgt. Die Sieger zogen feier¬
lich in die Stadt Lemberg ein.

Badischer Dell.
** In der Nr . 71 des Staatsanzeigers vom 24 . März

macht das Ministerium für Übergangswirtschaft und
Wohnungswesen eine Verordnung der Reichsregierung
vom 5 . Februar 1919 über Sonntagsruhe im Handels¬
gewerbe und in Apotheken bekannt, durch welche die
vollständige Sonntagsruhe im Handelgewerbe grundsätz¬
lich eingeführt wird . Sie dehnt die Bestimmungen der
Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe im Handelsge¬
werbe auch auf Geschäftsbetriebe der Versicherungsunter¬
nehmer,« einschließlich der Vereine zur Versicherung auf
Gegenseitigkeit , der Versicherungsagenten und Sparkas¬
sen aus . Durch sie sind auch alle statutarischen Bestim¬
mungen von Gemeinden oder kommunalen Verbänden
über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe aufgehoben .
Für die in sehr beschränktem Umfange zugelassenen Aus¬
nahmebewilligungen sind als Polizeibehörden die Be¬
zirksämter , als höhere Verwaltungsbehörden die Bezirks¬
räte zuständig . Die Verordnung tritt am
1. April 1919in Kraft . ^

* Nr . 16 des Badischen Gesetzes - und Verordnungsblattes
vom 20. März hat folgenden Inhalt : Verordnungen des Mini -

'steriums für Ernährungswesen : den Anbau von Tabak im
Jahre 1019 betreffend ; des Ministeriums der Finanzen : den
Vollzug des Biersteuergesetzes betreffend ; des Ministeriums
des Innern : badische Ausführungsbestimmungen zu der
Reichsverordnung über Waffenbesitz vom 13. Januar 1919 be¬
treffend .

Wadlscbe verfassunggebende National¬
versammlung .

* Die Tagesordnung der 14. öffentlichen Sitzung vom
Dienstag , den 28 . März 1919, nachmittags 144 Uhr, lautet :

Anzeige neuer Eingänge . Sodann
I . Mündlicher Bericht der BerfaffungSkommission und Be¬

ratung über den Gesetzentwurf, die Auseinandersetzung mit
dem Großherzoglichen Hause betr . (Berichterstatter Abg . Dr .
Glöckner ) .

II . Zweite Beratung über den Gesetzentwurf, die Badische
Verfassung betr . (Berichterstatter Abg . Dr . Zehnter ) .III . Begründung und Beantwortung der Interpellationen
1. der Abgg . Kiefer und Gen ., die Textilindustrie und die
Arbeiterfrage betr . 2. der Abgg . Goehring und Gen ., die
Linderung der Fliegerschäden betr .

IV . In Verbindung mit der letzteren Interpellation : u)
Kurze Anfrage der Abgg . Wittemann und Gen . in Betreffder Fliegerschäden, d) Bericht der Haushaltskommission und
Beratung über die Eingabe des A . Schuhmann in Karlsruhe
im Namen der Fliegerbeschädigten wegen Linderung der Flie¬
gerschäden (Berichterstatter Abg . Habermehl ) .

Nach dem „ Badischen Beobachter" wird die Wahl des Staats¬
präsidenten und der übrigen Mitglieder der neuen Regierung
der erste Gegenstand der am Mittwoch oder Donnerstag
nächster Woche stattfindenden Sitzung der Badischen National¬
versammlung sein, wenn bis dahin eine Einigung unter den
Parteien über die Organisation und Verteilung der Mini¬
sterien erzielt ist. Vorher wird in dieser Sitzung ein Gesetz
über die Organisation der Ministerien zur Beratung gestellt
werden . Neben den Ressortministern werden in dieser Sitzung
auch die Staatsräte , die Mitglieder des Staatsministcriums
mit Sitz und Stimme in diesem sind , gewählt werden . Das
Land Baden wird also voraussichtlich bereits in einigen Ta¬
gen eine endgültige Regierung haben . An weiteren Bera -
tungsgegenständen , die in den nächsten Sitzungen der Na¬
tionalversammlung behandelt werden, ist zu nennen das Ent -
eignungsgesetz, sowie eine Reihe von Interpellationen .

Das Abkndungsgesetz im Verkassungs -
ausscbnss .

oc . Der Verfassungsausschuß begann in der vergangenen
Woche mit der Beratung des Gesetzentwurfs über die . finan¬
zielle Auseinandersetzung mit dem Großb . Hause . Zum Be¬
richterstatter wurde Abg . Or . Glöckner (Dem .) bestimmt. In
der allgemeinen Aussprache über' den Gesetzentwurf wurde im
allgemeinen die Abfindung für den Großherzog in Höhe von
sechs Millionen gebilligt. Dagegen wurde von mehreren Red- '
nern des Zentrums und der Sozialdemokratie die Dreimil -
lionenabfindung für den Prinzen Max als zu hoch bezeichnet.
Ein Zentrumsredner erklärte nach Lage der Dinge seien 2Mill .
genügend gewesen; man hätte überhaupt vielleicht besser ge¬
tan , die Person des Prinzen Max ganz aus dem Gesetz weg.
zulassen. Dem Chef des Großherzoglichen Hausvermögens wäre
es dann überlassen gewesen , die Angelegenheit selbst innerhalb
seines Hauses zu regeln . Ein Negierungsvertreter entgegnete
darauf , Prinz Max habe einen Anspruch darauf , für seine bis¬
herigen Apanagebezüge abgefunden zu werden. Von demokrati¬
scher Seite wurde gegen die Anforderung für den Prinzen
Max in Hohe von drei Millionen nichts eingewendet. Die Be¬
ratungen wurden abgebrochen , da neue Verhandlungen mit
dem Prinzen Max über die Höhe der Abfindung eingeleitet
werden sollen .

Ministerpräsident Geiss an Neicbs -
webrmlnister Noske .

* Dem Reichswehrminister Noske ist den Blättern zufolge
nachstehendes Schreiben des badischen Ministerpräsidenten zu¬
gegangen :

'

„ Ew . Hochwohlgeboren erwiesen durch die Zurverfügung¬
stellung von Truppen zur Wiederherstellung der Ordnung in
Mannheim dem badischen Lande einen großen Dienst . Nur
auf die Mitwirkung dieser Truppen , deren tadellose Haltung
ich mit Freuden anerkenne , ist es zurückzuführen , daß der
Einmarsch des badischen Freiwilligenbataillons in Mannheim
sich reibungslos vollziehen konnte . Namens des badischen
Gesamtministeriums beehre ich mich, Ew . Hochwohlgcboren zu
bitten , dyn verbindlichsten Dank für die schnelle und tatkräf¬
tige Hilfe entgegennehmen zu wollen.

"

Lin Protest gegen die kranzösiscben
Nnnexionsabsicbten .

» Die Vertreter der an der Rheinschiffahrt beteiligten badi¬
schen Handelskammer « und der Schiffahrtsgesellschaften er-

trennung linksrhernficher Landesteile vom Deutsehen Reicheund gegen jede Absicht der Feinde , sich über .den Friedensschlutzhinaus auf linksrheinischem Gebiete festzusetzen oder den freien
wirtschaftlichen Verkehr zwischen den beiden Rheinufern zu be.
einträchtigen. Die Besetzung des Kehler Brückenkopfes wirdin der Kundgebung der Handelskammern und der Schiffahrts .
gesellschaften als eine durch nichts gerechtfertigte Härte und
schwere Schädigpng des badischen Landes bezeichnet . Es wirdeine alsbaldige Beseitigung dieser Zustände , die sich keinesfallsüber den Abschluß des Präliminarfriedens hinaus erstrecken
dürfen , mit allem Nachdruck gefordert. Für Elsaß -Lothringenwird gefordert , daß es entsprechend den von dem Gegner selbstaufgestellten Grundsätzen, ans eigenem Entschlüsse über sei »
Schicksal zu bestimmen habe. Für den Rhein müsse gefordertwerden , daß der durch Staatsverträge gewährleistete freie Schiff«
fahrtsverkehr aufrecht erhalten bleibe .

Dle Delniscbakkung des gefangenen
Sanitätspersonals .

* Die Badische Gefangenenfürsorge schreibt uns : Wir haben!uns vor Eintritt des Waffenstillstands und seither fort¬während mit dem Austausch des in amerikanischer Gefangen -
schaft befindlichen Sanitätspersonals bemüht und wir können
heute Mitteilen, daß die neueste Information des amerikani¬
schen Hauptquartiers dahin lautet , daß die Heimschafsung deS
deutschen Sanitätspersonals , soweit es nicht zur Pflege der
deutschen Gefangenen nötig ist, jetzt beschlossen ist und gegen¬
wärtig in Vorbereitung ist. Wir könben also hoffen, daßin wenigen Wochen auch die Sanitätskeute aus amerikanischer
Gefangenschaft anlangen werden . Es fehlt noch eine Sicherheit
für das Sanitätspersonal aus Frankreich.

Line neue Arbeitsgemeinschaft .
oc . In einer kürzlich abgehaltenen Sitzung der Vorstände,und Vertreten von Verbänden und Vereinen der unteren

Eisenbahiibeamtrn wurde einstinimig die Gründung einer Ar¬
beitsgemeinschaft der unteren badischen Eiseiwahnbeamten »
Organisationen beschlossen. Die Satzungen wurden genehmigt .Sie gehen von dem Gedanken aus , daß jeder Verein seine
Selbständigkeit behält , und daß auch der Anschluß an den Be¬
amten - und Lehrerverband bestehen bleiben soll . Zur Leitungder Arcitsgemeinschaft wurde ein geschäftsführender Ausschuß
gewählt , dessen 1 . Porsitzender Fahrkartendrucker K . Kürschner,
dessen 2 . Vorfitzender Weichenwärter Kolb ist. Zum Schrift¬
führer wurde Betriebsassistent Holzwärth und zum Kassier
Gütcrschaffner Bachmann bestimmt. Die Gründungsversamm¬
lung befaßte sich sodann noch mit den Forderungen der unte .
ren Beamtenschaft in bezug auf Anstellungsverhälknisse, Nacht,
dienstzulagen und Verbesserungen beim Urlaub .

Landeskeuerwebrunterstützungskasse .
* Nach dem soeben ausgcgebenen Geschäftsbericht für das

Jdhr 1918 hatte die Landesfeuerwehrunterstützungskaffe in
diesem Jahre u . a . folgende Aufwendungen : a) Unterstützun¬
gen an verunglückte Feuerwehrmänner und Mitglieder von
Löschmannschaften, sowie an Hinterbliebene von solchen Per¬
sonen in 69 Fällen 28 992Z1 M ., darunter 45 wiederkehrende
Unterstützungen im Jahresbetrag von rund 17140 M . Zu
sämtlichen Unterstützungen wurde für das Jahr 1918 ein
Kriegszuschlag von 20 v. H . bewilligt ; b) Beihilfen an Ge¬
meinden zur Einrichtung von Hhdrantenanlagen sowie zur
Anschaffung von Löschgeräten und Ausrüstungsgegenständen
in 4 Fällen 3066,40 M . ; c) für die Besichtigung der Feuer¬
wehren durch die für die einzelnen Bezirke bestellten Feuer¬
löschinspektoren wurden aufgewendet 5256,64 M . Zur Bestrei¬
tung dieser Aufwendungen standen der Kasse die Zinsen aus
dem Grundstocksbermögen mit rund 29 300 M . und ein Bei;
trag des Ministeriums des Innern in der Höhe von 100 00V
M . zur Verfügung . Letzterer ist den von der Gebäudeversiche¬
rungsanstalt und von den im Grotzherzogtum zum Geschäfts¬
betrieb zugelassenen Feuerversicherungsunternehmungen für
gemeinnützige Zwecke zu leistenden Beiträge entnommen . Das
Vermögen der Kasse hat sich im Jahre 1918 um 160 905,65
Mark vermehrt und beträgt zurzeit 696 607,86 M.

Ikurze Nachrichten aus Waden .
HO . Tauberbischofsheim, 23 . März . In der letzten Zeit

war die Ablieferung von Kartoffeln in unserem Bezirke be¬
sonders lebhaft . Etwa 16 000 Zentner sind im Bezirke ver¬
laden und abgeschickt worden.

8 .O . Pforzheim , 23. März . Die Zahl der Neuerkrankungen
an Typhus ist zurückgegangen. Insgesamt sind 1646 Personen
erkrankt und 36 gestorben.

Georg Ikaiser-Abend.
Am Mittwoch abend sprach im großen Rathaussaal Herr Dr .

Roenneke , Dramaturg und Regisseur am Landestheater »
über Georg Kaiser , einen der führenden , modernen Dra¬
matiker . Es war ein Genuß , seinen Ausführungen zu folgen,
die uns eine mit ungeheurer Wucht produzierende Dichterper-
söulichkqit enthüllten . . Durch meisterhafte Analyse der ethi¬
schen, sozialen, politischen und allgemein menschlichen Pro¬
bleme, die in Kaisers Werken dramatisch veMrbeitet sind, schuf
der Redner selbst tiefe Impressionen .

Der Dichter ist 1878 in Magdeburg geboren und lebt heute
in Weimar . Seine dramatische Begabung ist groß, gleich stark
an Extensität wie Intensität . Überall findet er Rohstoffe, um
sie in Dramen umzuschmelzen: in der Bibel , in der Geschichte ,
in der Sage , in den sozialen Fragen der Gegenwart . Er iii
der Dramatiker unserer Zeit . Schon heute liegt
eine stattliche Anzahl Vühncnwerle vor, von einer iuru .ec
neu angetriebenen Schaffenskraft erzeugt . Hinter den Dich¬
tungen steht eine Persönlichkeit. Sein Temperament ist eher
gezügelt als preisgegeben . Innere Wärme durchglüht seine
Werke nicht weniger als Kraft , Grazie und Wagemut .

Kaisers jüngste Vorläufer Wedekind , Shaw , Sternheim und
Strindberg waren ihm Vorbilder . Aber je mehr er innerlich
wächst und erstarkt, desto weniger lassen sich Elemente der
Vorgänger herausschälen ; er hat sie sö ganz in sich eingesogen,
bis alles Fremde entschwunden.

Sein Erstlingswerk ist die Tragikomödie „Rektor Klei st" ,
wahrlich noch keine Meisterleistung , aber schon von einer Blick¬
schärfe und einem Beobachtenkönnen, die betont wrden müs¬
sen. In dieser Jugendarbeit laufen schon die Haupistränge
seines Schaffens . „Die Sorina " und „Der Zentaur "
gehören auch zu den Frühdramen . Sie bilden den ersten
Ring . Sie sind ibm alle mit einer wundervollen Leichtigkeit
aus der Feder geflossen .

Zu einem zweiten, schon leuchtenderen Ring schließen sich
die biblische Komödie „Die jüdische Witw e " , das Tanz¬
spiel „Europ a" und „ König Hahnrei " zusammen . Alle,
Hasiisch geformte Stoffe (wie Judith oder Tristan ) hat er hier
mit b ' iwö -lloser Kühubc- t nrnqesinltct. Eine starke Lebcns-

bejahung spricht aus allen drei Werken. Gleichzeitig ist seine
lebensfrohe Sinnlichkeit mit etwas Denkerisch -Grüblerischem
verknüpft . Kraft der mannigfachen Elemente , die in seine
Dichtungen hereinspieken, kann sein Gesamtschaffen — heute
wenigstens — noch nicht auf eine Formel gebracht werden ;
er ist zu vielgestaltig. ,

Der 3 . Ring ist von noch kräftigeren Farben . Er umfaßte
„Die Bürger von Calais "

, „ Von Morgens bis
Mitternachts ", „Die Versuchung "

, „Frauen¬
opfer "

, „Die Koralle " und „ Gas " . Sein auch heute
wohl noch bedeutsamstes Werk ist das erste dieses Cyklus „Die
Bürger von Calais " , ein Bühnenspiel , das dem platonischen
Denkdrama am engsten verbunden ist . Der Denker , der Aktivist
schafft hier eine neue Tat . Das allgemein menschliche Men¬
schentum wird erhoben zum Vorbild des Friedens einer neuen
Zeit . Das Werk schlüpfte während des Krieges der Zensur
durch die Finger . Welche Ironie !

Noch in dieser Spielzeit soll das Werk hier herauskommen ,
das bis dahin für eine Stadt wie Frankfurt , wo es seine Ur¬
aufführung erlebte , schon ein überwundener Standpunkt sein
wird . Wie lange soll dieser Zustand noch andauern , daß unser
Landestheater — trotz aufgehobener Zensur — mit allen wirk¬
lich bedeutenden und richtungweisenden Neuerscheinungen um
einige Jahre zu spät kommt ? Die Frage einer künstlerisch füh¬
renden Persönlichkeit wird für das Landestheater von Tag zu
Tag brennender ! Diese repertoirkritische Bemerkung nur
nebenbei.

Von den genannten Werken greift das letzte , „Gas " , am
tiefsten in die Gegenwart hinein mit seinen schwärmenden
Auseinandersetzungen über den Gegenwarts - und Zukunfts¬
staat . In ihm vollzieht sich die Tragödie des Sozialismus .
Leider ist der Schluß ohne die Großzügigkeit der Stofferfas¬
sung, es fehlt der beherrschende Ausklang . Das Ganze ist
aber doch von einer außerordentlichen Kraft und Vehemenz
der dramatischen Gebärde .

Herr Dr . Roenneke las den ganzen 4 . Akt und bot eine
rezitatorische Leistung allerersten Ranges .

Es war ein gewagtes Experiment , eine Szene von so aufpeit¬
schendem Charakter mit den hereinstürzenden Schreien der
Massen einer einzigen Stimme zuniuten zu wollen . Aber

es gelang . Oft mußte er zwar das Tempo bis zur äußer¬
sten Grenze des Möglichen Hetzen , um einem wirkungsvernich¬
tenden Zerfließen entgegenzuarbeiten , aber immer heißer
schlug uns der Atem dieser rasenden Menschenmassen ent¬
gegen, immer mehr fühlten wir uns in den Strudel dieses
zähen Ringens hineingerissen.

Die vornehmen Damen und verwöhnten Mädchen, die doch
zumeist gekommen waren , sich ein wenig ästhetisch zu ergötzen ,
empfanden wohl bei der Explosion solcher Massengefühle ein
prickelndes Gruseln . Wie vielfach dankbarere Zuhörer wären
doch Arbeiter und Arbeiterinnen gewesen! Wie hätten die sich
entzündet an den Schmerzen ihrer Brüder Und Schwestern !
Ob sie zwar auch dem Ruf des Ingenieurs gefolgt wären ?
Wohl schwerlich ! Aber im Kunstwerk kommt es ja nicht dar¬
auf an , die Theorie eines Dramas an wirklichen Vorgängen
zu niesten, wir baben uns an des Dichters persönliche Auf¬
fassung von dem Wesen ethisch-sozialer Kämpfe zu halten .

Das Werk Georg Kaisers ist heute schon überreich. Ob sich
daraus eine Einheit ergeben wird , bleibt abzuwarten . Wir
können nur wünschen , daß in der weiteren dramatischen Ent¬
wicklung der glühende Aktivist der „Bürger von Calais " wieder
ganz auf den Plan treten und zur ungehemmten Auswirkung
kommen möge . Hugo Roller .

Leltscbrittenscbau .
Vom „Zwiebelfisch ", der kleinen Zeitschrift über Bücher und

andere Dinge , die Hans v. Weber in München herausgibt , er¬
schien soeben das erste Doppelheft des zehnten Jahrgangs .
Sein Inhalt ist überaus mannigfaltig und reichhaltig. Der
bekannte Münchner Anwalt Dr . B . Bernheim bringt einen
scharfen, mit witzigen Beispielen reich gewürzten Beitrag „ Ju¬
ristenspiegel", Wilh . Matthießen erzählt ein lustiges Märchen
über Karl May, eine „Zeitschrift der Jungen " ist
dem Heft angegliedert, zahlreiche Glossen , Buchbesprechungen,
ja sogar neuerdings Zeichnungen, diesmal von Hans Reimann ,
und einem 14jährigen Künstler , füllen die 74 Textseiten be¬
ll mfangreichen Heftes. - -

i '



Vadiscbe LeLtungsstimmen.
Religiöse Fragen und neue Verfassung. Unter dieser Über¬

schrift bringt das . Heidelberger Tageblatt " folgende Ausfüh¬
rungen seines Karlsruher Mitarbeiters : . Der sozialdemo¬
kratische Führer Dr . Dietz hatte dieser Tage einen Artikel ver¬
öffentlicht mit der Tendenz, eine Art Versöhnung zwischen der
Sozialdemokratie und der Kirche anzubahnen , zumindest gegen¬
sätzlichen Bestrebungen das Wasser abzugraben . Dieser Auf¬
satz hat bei der Zentrumspresse ein gewisses Wohlgefallen , in
Kreisen der Sozialisten aber , manche Gegnerschaft gefunden .
Lin Artikel im »Bolksfreünd "

(Nr . 64 ) nimmt ausdrücklich
gegen die Absichten von Dr . Dietz Stellung . — Vor allem wen¬
det der Artikel sich gegen die Nietzsche Behauptung , die Kirche
habe sich während des Krieges als . groß und göttlich" er¬
wiesen. Dem sozialdemokratischen Führer wird borge»vvrfen,
daß er die Begriffe Kirche und Religion verwechsle . Gegen
die Religion habe die Sozialdemokratie nicht nur nichts ein¬
zuwenden , sondern sie achte und ehre sie, zumal die Religion
des Christentums , da sie den Gedc^ kengängen des Sozialis¬
mus entspreche . Ganz anders aber liege die Sache mit der
Kirche . Sie sei nun und nimmer eine große, göttliche Macht,
Indern dem Gesetz der Entwicklung unterworfen . Die heutige
Kirche sei jedenfalls reaktionär und selbstsüchtig ; sie verfolge
nur den Zweck, durch die Religion zu herrschen. Es sei des¬
halb Zeit , Schule und Religion aus dem Banne der Kirche zu
befreien . Und das sei das Ziel der Sozialdemokratie , die also
ihre Kampfstellung gegen die Kirche nicht aufgeben könne. —
Wir nehmen hier von diesen Auseinandersetzungen vor allem
deshalb Notiz, weil sie Fragen behandeln, die das innerpoli¬
tische Leben der Freistaaten aufs innigste berühren und auf
die politischen Beziehungen der Parteien untereinander für die
nächste Zukunft besonders stark einwirken werden . Nun , in
den Streit selbst wollen wir uns nicht einmischen; das Jahr¬
hunderte alte Problem wird noch gar sehr lange Zeit Men -
schenweisheit beschäftigen . Die . Lösung" der Frage in der
neuen badischen Verfassung erscheint uns als vernünftiger
Ausweg ; denn sie gibt einerseits dem Staate , was des Staa¬
tes ist , und läßt andererseits den Kirchen und religiösen Ge¬
meinschaften doch die Freiheit , den Religionsunterricht nach
ihren Bedürfnissen zu gestalten. Hoffen wir , daß die Bestim¬
mungen der neuen Verfassung sich als eine Plattform der
konfessionellen Versöhnung bewähren werden . Bei gutem
Willen auf seiten des Staates und auf seiten der Kirche sollte
das nicht unmöglich sein ! "

„Wer verteuert die Waren ?" Unter dieser Überschrift schreibt
die Mannheimer „ Volks stimme " : „Diese Frage , die gerade
heute , in der Zeit der unerhörtesten Preistreibereien , am Platze
ist, möge wieder einmal an einem Beispiel beantwortet werden.
Unser Kommunalverband hat für 866 666 Mark Zigarren , Ziga¬
retten und Rauchtabake zugewiesen erhalten , um solche an die
Konsumenten zur Verteilung zu bringen . Statt nun die Ver¬
teilung selbst in die Hand zu nehmen , hat der Kommunalver¬
band diese Rauchwarenverteilung fünf Grossisten, darunter
auch ein Zigarrenagent , übergeben, die die Waren an die De-
taillisten weiterzugeben haben . Beim Kommunalverband sind
zurzeit Arbeitskräfte in genügender Zähl vorhanden ; man
hätte lehr leicht diese Verteilungsarbeit mit eigenen Angestellten
vornehmen können. Statt dessen müssen die fünf Grosisirmen
die .Ware verteilen und erhalten dafür die schöne Summe von
46666 Mark. Das heißt die Ware wird um die 5 Prozent , die
diese . Herren dafür erhalten , daß sie dem Kommunalverband
daS Verteilungsgeschäft abnehmen , verteuert . Der Konsument
hat diese Kosten natürlich zu tragen . Jeder der fünf „ Verteiler "
steckt aber 8000 Mark ein . Wenn man bedenkt , daß schließlich
der Kommunalverband auch nicht umsonst arbeiten kann (neh.
men wir auch einmal 6 Prozent Unkosten an ) , so wurden die
ganzen Rauchwaren um 86 666 Mark verteuert . Ein großer
Teil dieser Summe hätte also doch eingespart werden können.
Statt die Preise herabzudrücken, wird da in ganz unverantwort¬
licher Weise eine Ware verteuert und im Preise hinaufqe -
schraubt. Mußten den „ fünf Grossisten" wirklich nock je 8000
Mark in die Hände gejagt werden ? Auf der einen Seite geht
man dem Kettenhandel , dem Wucher zu Leibe und auf der an¬
deren wirst man einigen Leuten gleich Tausende in den Ra¬
chen . So sollte nicht mehr gewirtschaftet werden ! "

Ltaatsanzeiser.
Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 17.

Februar d . I . beschlossen, den Oberbausekretär Friedrich Wil¬
helm Meyer in Heidelberg auf 1 . März d . I . in den Ruhe¬
stand zu versetzen .

-Die vorläufige Volksregierunq hat unterm 12. März d . I .
den Zoll- und Steuerdirektor , Wirklichen Geheimen Rat Emil
Eeubert unter Anerkennung seiner langjährigen , treuen und
ersprießlichen Dienste in den Ruhestand versetzt .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm
16 . März d . I . den Ministerialdirektor im Ministerium der
Finanzen , Geheimen Rat Reinhard Schellenberg, zum Zoll-
und Steuerdirektor ernannt .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem 17. März
d. I . den Amtsvorstand Oberamtmann Karl Arnsperger in
Staufen unter Zurücknahme seiner Versetzung nach Tauber -
bischojsheim nach Schwetzingen versetzt ,

den Oberamtmann Dr . Ernst Klotz in Freiburg , unter
Zurücknahme seiner Ernennung zum Nmtsvorstand in Wol-
fach , zum Amtsvorstand in Tauberbischofsheim,

den Oberamtmann Dr . Camill Hofheinz in Wolfach unter
Zurücknahme seiner Ernennung zum Amtsvorstand in Pful -
lendorf, zum Amtsvorstand in Wolfach und

den Oberamtmann Karl Büchelin in Mannheim unter
Zurücknahme seiner Ernennung zum Amtsvorstand in Meß-
tirch, zum Amtsvorstand in Pfullendorf ernannt .

Die vorläufige Volksregicrung hat unterm 13. März d . I .
beschlossen, den Landgerichtsrat Ottinar Wohlgemutst in
Mannheim für den Rest des Geschäftsjahres 1919 zum Unter¬
suchungsrichter beim Landgericht Mannheim zu ernennen .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem
19. März d . I . den Staatsanwalt Hermann Kuenzer am
Landgericht in Karlsruhe unter Verleihung des Charakters
als Oberst zum Kvrpskommandeur der badischen Landespolizei¬
truppe ernannt .

Der Evang . Oberkirchenrat hat nach Zustimmung des Ge¬
neralsynodalausschusses mit Entschließung vom 15. März d . I .
den Architekten Albert Fais bei der Evang . Kirchenbauinspck-
tion Heidelberg in seiner Amtsstelle bestätigt.

DaS Ministerium des Innern hat unterm 10. März d. I .
den Gewerbelehrer Stefan Kölble an der Gewerbeschule in
Neustadt i . Schw. in gleicher Eigenschaft an jene in Eppingen
versetzt .

DaS Ministerium des Innern hat unterm 10. März d . I .
den Gewerbelehrer Emil Gottmann an der Gewerbeschule in
Eppingen in gleicher Eiqenickait an jene in Neustadt i . Schw.
versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 21 . Februar d. I .
die Hilfslehrerin Elisabeth Zimmermann an der Gewerbeschule
in Freiburg als Handarbeitshauptlehrerin etatmäßig <mae-
stellt.

DaS Ministerium des Innern hat unterm 12. März d. I .
die Aktuare Franz Jung , Rudolf Martin und Oskar Klein-
Hans bei der Landesversicherungsanstalt Baden zu Berwal -
tungssekretären ernannt .

Die Oiberdirektion des Wasser- und Straßenbaues hat
unterm 11 . März d . I . den Geometer Konstantin FnchS bei
dem Bezirksgeometer in Durlach etatmäßig angestellt.

Von der Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues wurde
unterm 20. März d. I . der elsaß-lothringische Katasterkontrol¬
leur und Steuerinspektor Karl Roeder aus Ratibor unter die
Zahl der öffentlich bestellten Geometer ausgenommen.

Gestorben:
am 27 . Februar d. I . : Maier , Ferdinand , Studienrat , Direktor

der Realschule in Schwetzingen ,

Dir Prüfung für das höhere Lehramt im Frühjahr 1919 betr .
Auf Grund der im Frühjahr 1619 abgeschlossenen Prüfung

für das höhere Lehramt sind für bestanden erklärt nnd-,zur
Ablegung des Vorbereitungsdienstes (Probejahres ) zugelassen
worden :

I . in der Abteilnng für alte Sprachen :
Haas , Walter , von München, Klek, Joseph , von Hohen¬

bodman , Nack, Hermann , von Frankental (Pfalz ) ;
II . in der Abteilung für neuere Sprachen und Geschichte :

Baur , vr . Else, von Offcnburg , Bochler, vr . Maria , von
Lörrach, Caroli , vr . Alfred, von Lahr , Frey , Hermann , von
Bräunlingen , Grußendorf , Erich , von Hannover , Jlgner , Mar¬
garete , von Budapest, Jordan , Hildegard, von Baden -Baden ,
Junghanns , l)r . Hermann , von Oppenau , Kuner , Max , von
Görwihl , Meffle, Käthe, von Breiten , Müller , von, Eleonore ,
von Karlsruhe , Noel, Felix , von Leipzig, Schuh, vr . Maria ,
von Mannheini , Seiler , Wilma , von Darmstadt , Störmann ,
vr .

"" uguste, von Schmallenberg (Westfalen) , Weis , Ernst ,
von Freiburg ; ,
III . in der mathematisch- naturwissenschaftlichen Abteilung :

Bliisi, Franz , von Schönau i . W., Greiner , vr . Johanna ,
von Rastatt , Heil, Karl , von Babenhausen (Hessen ) , Mayer ,
Or . Friedrich, von Jttlingen , Müller , Irma , von St . Peters¬
burg , Siehl , Getraude , von Danzig , Stollenwerk , Wilhelm ,
von Düsseldorf, Nihlein, Hermann , von Villingen, Widder,
Richard, von Lahr . «

Karlsruhe , den 20 . März 1919 .
Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Der Ministerialdirektor :
. Schmidt . Baumgratz .

Bekanntmachung.
Wir geben die nachstehende Verordnung der Reichsregierung

über Sonntagsruhe im Handclsgewerbe und in Apotheken vom
5 . Februar 1919 ( ReicWgesetzblatt Seite 176) mit dem An»
fügen bekannt, daß im Sinne des Art . 1 als Polizeibehörde
das Bezirksamt , als höhere Verwaltungsbehörde der Bezirksrat
bestimmt wurde.

Karlsruhe , den 18. März 1919.
Ministerium für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen .

Martzloff . Schoch.
Verordnung über Sonntagsruhe im Handels¬

gewerbe und in Apotheken . Vom 5. Februar 1919 .
Artikel 1 .

Der 8 108 l> Abs . 2 der Gewerbeordnung wird durch folgende
Bestimmungen ersetzt :

„ Im Handelsgewerbe dürfen Gckilfcn, Lehrlinge und Ar-
beiter an Sonn - und Festtagen nicht beschäftigt werden . Die
Polizeibehörde kann für sechs Sonntage im Jahre , an denen
besondere Verhältnisse einen erweiterten Geschäftsverkehr er¬
forderlich machen , für alle oder für einzelne Geschäftszweige
eine Beschäftigung bis zu acht Stunden , jedoch nickt über sechs
Uhr abends hinaus , zulassen und die Beschästigungsstunden
unter Berücksichtigung der für den öffentlichen Gottesdienst be-
stimmten Zeit festsetzen.

Für das Speditions - und das Schiffsmaklergewerbe sowie
für andere Gewerbebetriebe, soweit es sich um Abfertigung
und Expedition von Gütern handelt, kann die höhere Verwal¬
tungsbehörde eine Beschäftigung bis zu zwei Stunden zu¬
lassen .

"
Artikel 2.

Auf Geschäftsbetriebe der Versicherungsunternehmer ein¬
schließlich der Vereine zur Versicherung auf Gegenseitigkeit,
der Versicherungsagenten und der Sparkasten finden die Vor¬
schriften der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe im Han¬
delsgewerbe entsprechende Anwendung.

Artikel 3.
Die höhere Verwaltungsbehörde ist befugt, für eine Ge¬

meinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren Apothe-
ken an Sonn - und Festtagen oder während bestimmter Stun¬
den dieser. Tage abwechselnd einen Teil der Apotheken zu
schließen . Die Schließung kann bis acht Uhr morgens des näch¬
sten Tages ausgedehnt werden.

An den geschloffenen Apotheken ist an sichtbarer Stelle ein
Aushang anzubringen , welcher die zurzeit offenen Apotheken
bekannt gibt .

Wird von dem Rechte der Schließung kein Gebrauch gemacht
oder bleibt die Apotheke an Sonn - und Festtagen länger als
sechs Stunden geöffnet, so müssen den pharmazeutischen
Dienstangestellten für jeden Sonn - und Festtag, an dem sie be-
schäftigt werden, ein Wochentag oder zwei Nachmittage steige¬
geben werden.

Artikel 4 .
Diese Verordnung tritt am 1 . April 1919 in Kraft -
Gleichzeitig treten alle Sonder - und Ausnahmebestimmun ,

gen außer Kraft , die für die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe
auf Grund des 8 106 t» Abs. 2 und 3 der Gewerbeordnung er¬
laffen sind .

Weimar , den 5. Februar 1919.
Die Reichsregierung.

gez . Ebert . gez. Scheidemann .
Der Staatssekretär des Reichsarbeitsamts .

. gez. Bauer .

Nachstehend bringen wir eine Bekanntmachung des Reichs¬
postministeriums vom 20. Februar 1919 I 469 » zur öffent¬
lichen Kenntnis .

Karlsruhe , den 18. März 1019.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Weingärtner . Or . Denzel .

Zur Postbesördcrnng zwischen dem unbesetzten Deutschland
und der englischen Besatzungszone der deutschen Rhein,ebiete
find nach neueren Bestimmungen jetzt folgende Gegenstände
zugelaffen :

s . verschlossene , gewöhnliche und eingeschriebene Briefe, ge¬
wöhnliche und eingeschriebene Postkarten , Postaufträge und
Wertbriefe ; ferner Postanweisungen, Zählkarten und Zah¬
lungsanweisungen (die Beförderung von Mustern ohne Wert
ist verboten ) ;

d . gewöhnliche Pakelk mit Apothekerwaren. Runkelrüben
und Gemüsesamen (der Inhalt ist auf der Paketkarte und in
der Paketaufschrift ^nzugeben) ;

c . Pakete mit Wertangabe bis zum Höchstgewicht von 10 dg ; ,
diese Pakete dürfen nur enthalten : Bargeld oder Papiergeld
(Schecks, Wechsel , Pfandbriefe . Wertpapiere ), Gegenstände auS
Edelmetallen und Edelsteinen ; Urkunden, amtliche Schrift¬
stücke und Formulare . Der genaue Inhalt eines jeden Pakets
muß auf dessen Außenseite sowie auf der Paketkarte ange¬
geben sein ;

ck. mit der besonders einzuholenden Genehmigung des briti .
schen Militärgouverneurs Zeitungen und sonstige außerhalb
des britischen Bcsatzungsgebiets erscheinende Veröffentlichun.
gen. Diese Genehmigung ist allgemein erteilt für den Post¬
bezug gewisser politischer Zeitungen und amtlicher Verord¬
nungsblätter sowie aller Fachzeitschriften und Zeitschriften
nicht politischen Inhalts aus dem unbesetzten Deutschland für
Orte in der britischen Besatzungszone, ferner dürfen die von
der Universitätsbibliothek in Bonn ausgehenden und di« für
sie bestimmten Leihverkehrssendungen — auch Wert- und Ein .
schreibpakete — von allen Posianstalten angenommen und be¬
fördert werden . Auf der Außenseite dieser Pakete und auf
der dazu gehörigen Paketkarte ist folgender Vermerk vom Ab¬
sender anzubringen :

Leihvcrkehrssendung der Bonner Universitätsbibliothek, mit
Genehmigung der britischen Militärbehörde .

Die zugelaffenen Sendungen unterliegen den nachstehenden
allgemeinen Bedingungen :

1 . Alle Briefe , Postkarten und sonstigen Postsendungen sind
der Zensur seitens der britischen Militärbehörde unterworfen ,
die für deren sichere und rasche Beförderung keine Gewähr
leisten kafin. Eilbestellung «st zulässig.

2 . Zugelaffenc Sprachen : Deutsch (Mundart ausgeschlossen ).
Englisch, Französisch, Italienisch . Spanisch;

3 . Schrift möglichst mit lateinischen Buchstaben und recht
leserlich;

4 . Inhalt der Briefe so kurz wie möglich (lange Privat¬
briefe sind der Gefahr der Verzögerung ausgesetzt ) , jegliche Be¬
zugnahme auf militärische Angelegenheiten, zweideutige Aus¬
drücke , unverständliche Zeicken oder Abkürzungen, Geheim,
oder Chiffreschriften , Kurzicyrift und der Gebrauch von ge¬
heimen Tinten find verboten;

6 . Schriftliche Mitteilungen in Paketen sind unzulässig.
6 . Name und Adresse des Absenders müssen deutlich aus der

Vorder - oder Rückseite jedes Briefes , oben links auf jeder
Postkarte und in der Aufschrift jedes Pakets angegeben sein.
Jede Postsendung , die gegen die obigen Bestimmungen ver¬
stößt, wird beschlagnahmt, unter Umständenauch vernichtet. Die
britische Militärbehörde behält sich außerdem das Recht vor,-
auch sonstige Postsendungen nach eigenem Gutdünken anzu¬
halten . -

Berlin , 20 . Februar 1919 .
Im Aufträge :

gez. St enger .

Nachstehend bringen wir eine Bekanntmachung des Reichs»
postministcriums vom 3 . März 1919 I/II 6 . 669 » zur öffent.
lichen Kenntnis .

Karlsruhe , den 18. März 1919.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Weingärtner . Or . Denzel.
Nach einer Erklärung des französischen Vorsitzenden bei de<

Waffenstillstandskommission in Spaa muß der Umschlag der
von den Behörden im unbesetzten Deutschland nach- Orten in
den besetzten westdeutschen Gebieten abgesandten Briefe ver¬
sehen sein :

1 . mit der Angabe der versendenden Behörde und mit dem
sehr ins Auge fallenden Stenipel der besagten Behörde , sowie
Angabe des Abgangsorts .

2 . Mit der genauen Adresse des Empfängers , seinem Titel
und Wohnort , unter genauer Angabe des, Kreises, des Re.
gierungsbezirkes oder der Provinz , in deren Bereich die Be¬
hörde ihre Tätigkeit ausübt . Die Briefe zwischen Versichc -
rungsbüros einerseits und örtlichen Behörden andererseits ,
die sich beiderseits der Grenze der von den Alliierten Armeen
besetzten Zone befinden, werden als behördliche Korresponden¬
zen betrachtet und sind vorstehender Verordnung unterworfen .
Die Briese werden an die Postkontroll-Kommission des Be¬
stimmungsortes gesandt.

Berlin , den 3 . März 1919.
Im Aufträge:

gez. Stenger .

Unter Bezugnahme auf unsere Veröffentlichung vom 26 . Fe¬
bruar 1919, Karlsruher Zeitung — Staatsanzeiger — Nr . 61
vom 28 . Februar 1919 , bringen ünir nachstehende Bekannt ,
machung des Reichsministeriums des Innern zur öffentlichen
Kenntnis .

Karlsruhe , den 17. März 1919.
Ministerium des Innern «
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Schühly.

Bekanntmachung auf Grund des 8 1 des Gesetzes vom 19. Fe¬
bruar 1919 zur Abänderung der Verordnung über dir Rück¬
gabe der in Belgien und Frankreich wrggenommenen Be.

t-riebsetnrichtungen vom 1 . Februar 1919 (Reichs -Gesetzbl.
S . 143 und 169) . Vom 26. Februar 1919.

Auf Grund der Verordnung vom 1 . Februar 1919 über die
Rückgabe der in Belgien und Frankreich weggenommenen Be-
triebseinrichtungen (Reichs -Gesetzbl. S . 143) und des Gesetzes
vom 19 . Februar 1919 zur Abänderung der Verordnung über
die Rückgabe der in Belgien und Frankreich weggenommenen
Betriebseinrichtungen vom 1 . Februar 1919 (Reichs -Gesetzbl .
S . 199 ) wird bestimmt , daß die im 8 1 Satz 1 der Verordnung
vom 1 . Februar 1919 vorgeschriebene Anmeldung der Betriebs¬
einrichtungen bis spätestens 26. März 1919 bei der ReiihSent-
schädigungskommission, Maschinenabteilung, Berlin , Viktoria¬
straße 34 zu erfolgen hat.

Berlin , den 25 . Februar 1919.
Der Reichsminister des Innern .

In Vertretung
vr . Lewald .



Stastsanzeiger .
Bekanntmachung.

Nr - « , 360,2. 19 . K . R . « .
Im Aufträge des Reichsamts für die wirtschaftliche

Demobilmachung wird folgendes angeordnet :
Artikel I." Die Bekanntmachung Nr . 2/11 - 18 . S . 2, betreffend

Beschlagnahme und Bestandserhebung von Pfefferminz «
kraut , -tee, -blättern vom 2. November 1918 tritt außer
Kraft .

Artikel II .
Die von den Kriegsministerien oder den Militär¬

befehlshabern erlassenen, den Betroffenen namentlich
zugegangenen Verfügungen über die Beschlagnahme
von Chinin , Arecolin, Lrecolm bxärobroiuicum , koliL
mentLae pip ., Physostigmin und Physostigminsalzen
treten außer Kraft -

Artikel III.
Diese Bekanntmachung tritt am 21 - Februar 1919

in Kraft. L -3I9
Berlin , den 21 - Februar 1919 -

Kriegs -Rohsiojf-Abteilung .

_ Wolffhügel -
Bekanntmachung

Nr . bä 60/2. 19. K- R - A.
Im Aufträge des Reichsministeriums für die wirt¬

schaftliche Demobilmachung wird folgendes angeordnet :
Artikel I.

Die von den Kriegsministerien oder den Militär¬
befehlshabern erlassenen, den Betroffenen namentlich
zugestellten Verfügungen Nr . Lst.—m— 1800/8. 18.
K - R - A-, betreffend Beschlagnahme und Bestandser¬
hebung von Gerbstoffen, werden hiermit aufgehoben.

Artikel II . zDiese Bekanntmachung tritt am 5 . Marz 1919 in
Kraft . L-320

Berlin , den 5. März 1919 .
Kriegs -Rohstoff-Abtviluug,

*

I . V - : Hedler .

22 . Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr . 21 Nr . XV. IA. 3900/6. 17. K. R . A.
vom 4. August 1917 ;

83. Die Bekanntmachung Nr . XV . m . i/g . 16 . K. R . A .,
betreffend Höchstpreise für Bastfaserabfälle vom
8 . September 1916 ;

24. Die Bekanntmachung Nr . XV. IV . 900/4- 18. K . R . A .,
betreffend Beschlagnahme, Bestandserhebung und
Höchstpreise von Lumpen und neuen Stoffab¬
fällen aller Art vom 9 . April 1918 ;

25. Die Bekanntmachung Nr . XV. IV . 249/3. 16. K . R . A.,
betreffend Bestandserhebung von Reißmaschinen
vom 26 . April 1916 ;

26- Die Bekanntmachung Nr . XV. IV . 1378/5. 17 . K . R . A.,
betreffend allgemeines Reihverbot vom 1 . Sep «

. tember 1917 ;
. 27 . DieBekanntmachungNr .XV. IV . 2000/2. 17. K . R . A .,

betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung ,
von Kunstwolle und Kunstbaumwolle aller Art
vom 1 . April 1917 ;

28. Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr - 27 Nr . XV. IV . 2200/9. 17. K - R . A-
vom 6 . November 1917 ;

29. Die Bekanntmachung Nr . XV. IV . 2500/2. 17. K- R - A-,
betreffend Höchstpreise für Kunstwolle aller Art
vom I . April 1917 ;

30. Die Bekanntmachung Nr . XV. 8 . 400/7 . 17 . K - R . A-,
betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung
von Seidengarnen vom 26. September 1917 ;

31 - Die Bekanntmachung Nr ? . K 850/12. 18 . K - R . A.
vom 28. Dezember 1918 ;

32 . Artikel II der Bekanntmachung Nr . b' . H 820/12.
18 . K - R - A - vom 8. Dezember 1918 ;

33 . Die Bekanntmachung Nr . XV. LI. 57/4. 16 . K . R - A-,
betreffend Bestandserhebung von tierischen und
pflanzlichen Spinnstoffen (Wolle , Baumwolle ,
Flachs , Ramie , Hanf , Jute , Seide ) und daraus
hergestellten Garnen und Seilfäden vom 31 . Mai
1916 ;

34 . Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr . 33 Nr . XV. 14. 1111/12 . 16 . K - R - A-
vom 1 - März 1917 ;

35 . Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr - 33 Nr- XV . LI . 997/5. 17 . K - R - A.
vom 31 . Juli 1917 ;

Bekanntmachung
Nr . ? . 600/2. 19 . K . R . A.

Im Aufträge des Reichsamts für die wirtschaftliche
Demobilmachung wird folgendes angeordnet :

Artikel I.
1 . Die Bekanntmachung Nr. XV. 1. 1770/5. 17 . K . R - A .,

betreffend Beschlagnahme von reiner Schafwolle,
Kamelhaaren , Mohär , Alpaka, Kaschmir, sowie deren
Halberzeugnissen und Abgängen vom 1 . Juli 1917 ;

8. Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr . l Nr . XV. I 900/9. 17 . K . R . A . vom
6. November 1917 ;

3 . Die Bekanntmachung Nr . XV. I . 761/12. 15 . K . R . A-,
betreffend Veräußerungs -, Verarbeiiungs - und Be¬
wegungsverbot für Web-, Trikot-, Wirk- und Strick¬
garne vom 31 . Dezember 1915

°
;

4- Artikel II . der Bekanntmachung Nr . « .. 80/12.
18 . K . R . A. vom 5. Dezember 1918 (Nachtrag zuNr . 3) ;

5. Die Bekanntmachung Nr . XV . 1. 1771/5. 17 . K . R . A.,
betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung
der deutschen Schafschur und des Wollgefälles bei
den deutschen Gerbereien vom 1 . Juli 1917 ;

6. Die Ausführungsbestimmungen (gemäß 8 12 der
Bekanntmachung Nr- XV. 1. 1771/5 . 17 . K . R - A . vom
I . Juli 1917 ) Nr . XV. I . 1492^/8. 17 . K . R - A . vom
20. September 1917 ;

7 . Die NachtragsbekanntmackMng zu der Bekannt¬
machung Nr- 5 Nr . XV . 1. 1771/1 . 18 . K . R . A. vom
25 . April 1918 ;

8 . Artikel I der Bekanntmachung Nr . IX K . 470/2.
19 . K . R . A. vom 25. Februar 1919 (Nachtrag zu
Nr . 5) ;

9 . Di^ Bekanntmachung Nr . XV . 1. 2939/9. 16 . K . R . A ,
betreffend Herstellungsverbot von Garnen und
Geweben aus Mischungen von Papier und Wolle
oder Kunstwolle, vom 10. November 1916 ;

10. Die Bekanntmachung Nr . XV . 1 . 4100/1 . 17 - K. R . A .,
betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung
von Torffasern (Blattscheiden von Eriophorum ),vom 14 . April 1917 ;

11 - Die Bekanntmachung Nr . XV. 1. 850/11 . 17 . K . R . A .,
betreffend Beschlagnahme und Meldepflicht von
gesammelten rohen Menschenhaaren, vom 15 - März
1918 ;

12 . Die Bekanntmachung Nr . XV . I . 1/5 . 15 . K. R . A . ,
betreffend Herstellungsverbot, Beschlagnahme und
Bestandserhebung für Militärtuche, vom 14 . Mai
1915 ;

13 . Die Ausführungsbestimmungen zu der Bekannt¬
machung Nr . 12 Nr . XV. I . 77/6. 15 . K . R . A . vom
II . Juni 1915 ;

14 . Die Bekanntmachung Nr. XV . I. 780/6. 15. K. R. A .,
betreffend Vorschriften über das Verfahren bei
der Prüfung , der Feststellung des Übernahme¬
preises und der Übernahme von Militärtuchen ,vom 25 . Juni 1915 ;

15 . Die Bekanntmachung Nr. XV . 1. 1556/8. 15 . K . R. A.
vom 14. September 1915 (Ergänzung zu Nr . 12 ) ;

16 . Die Bekanntmachung Nr . XV. II . 2700/2. 17 . K . R . A.,
betreffend Beschlagnahme baumwollener Spinn¬
stoffe und Garne (Spinn - und Webverbot) vom
1 . April 1917 ;

17 . Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr . 16 Nr . XV . II . 2700/12. 17 . K . R - A .
vom 1 . Februar 1918 ;18- Die Bekanntmachung Nr. XV. II . 2800/8. 17 . K. R . A-
über Höchstpreise für Baumwollspinnstoffe und
Baumwollgespinste vom 2. Oktober 1917 ;19 . Die Bekanntmachung Nr- H. 110/1 . 19 . K . R . A.
vom 17 . Januar 1919 (Nachtrag zu Nr - 18) ;

LO. Die Bekanntmachung Nr . XV . II . 1900/9. 17. K . R . A .,
betreffend Beschlagnahme von Nesselstengeln sowie
Beschlagnahme und Bestandserhebung von Nessel¬
fasern und Nesselgespinsten vom 2 . Oktober 1917 ;21 . Die Bekanntmachung Nr . XV. III . 3000/9. 1 »- K . R - A .,
betreffend Beschlagnahme. Verwendung und Ver¬
äußerung von Flache- und Hanfstroh, Bastfasern
(Jute , Alachs , Ramie, europäischer und außer¬
europäischer Hanf ) und von Erzeugnissen aus
Bastfasern vom 10 . November 1916 ;

36 . Die Nachtragsbekanntmachung zu der Bekannt¬
machung Nr . 33 Nr . XV. LI . 57 -10 . 18 . K . R - A-
vom 1 - Oktober 1918 ;

37 . Die Bekanntmachung Nr . IX H . 930/12 . 18 . K - R - A.
vom 6 . Januar 1919 (Nachtrag zu Nr . 33 ) und

38 Die Bekanntmachung Nr . XV . LI . 500/12 . 16 . K . R - A-,
betreffend Bestandserhebung von Nähfäden vom
30 . Dezember 1916

treten außer Kraft *) L-321
*> Anmerkung : Es wird darauf hingewiesen, daß

von der Neichsstelle für Textilwirtschaft und den
Reichswirtschaftsstellen auf dem Textilgebiete gleich¬
zeitig neue Bestimmungen erlaffen werden-

Artikel II .'Diese Bekanntmachung tritt am 1 . März 1919 in Kraft .
Berlin , den 24. Februar 1919.

Kriegs -Roh stoff-Abtcilimg.
Wolffhügel .

Amtliche Wekanntmacdung.
Die Bekämpfung der Maul -

nnd Klauenseuche betr .
Die Maul - und Klauenseuche in Zeuter » und Bruchsal

ist erloschen. Die angeordneten Sperrmaßregeln sind
aufgehoben. L -3L6

Gleichzeitig ist gestattet, daß die Schweinemärkte in der
Stadt Bruchsal vom 19 . d. Mts . an wiedkr abgchaltcu
werden dürfen, jedoch nur mit Schweinen aus scuchenfreien
Gemeinden , für welche Gesundheitszeugnisse mitzubringcn sind ,

Karlsruhe , den 19. März 1919 .
Bezirksanit . O .-Z . 103

kslüsoßss l.snüsstliestei'.
Im

Llontag, 24 . Llürs (Llo. 26 .)

7 bis ^ lO Ilbr

Oienstsg , 25 . LILrr (Oie. 25 .)

.AMMI"
7 bis 9 Obr

Mittwoch, den 26. März ISIS :
Anfang V-8 Uhr . Festhalle . Ende ' /. 10 Uhr.

Volkstümliches Sinforriekorrzert
der Kapelle des Laudestheaters.

1 . Ouvertüre zu Euryanthe von Weber; 2- a) Cava-
tine aus Aerxes von Händel , b) Arie aus Alceste von
Gluck ; 3 . Trauermarsch in Ls-moll und Marsch in O-motl
von Schubert ; 4. Einleitung zum V. Akt und Gebet aus
Rienzi von Wagner und 5. Fünfte Sinfonie in L-molt
von Beethoven.

Mitwirkende : Edith Sajitz und Josef Schöffel.
1 Mk ., 1 .50 M . und 2 M.

Direktorstelle .
Die in Klasse l » der Dienst- und Gehaltsordnung

für die Beamten der Stadt Freiburg eingereihte
Stelle des

MM der IM. As- Illid Mssmerke
— Mindestgehalt 4500 M ., Höchstgehalt 8 000 M .,
Teuerungszulagen , regelmäßige zweijährige Zulage
400 M - — ist durch Zuruhesetzung des bisherigen In¬
habers frei geworden und soll baldtunlichst wieder
besetzt werden.

Wirersuchen Bewerber (Maschineningenieuremitakade»
Mischer Vorbildung ) , welche eine- mehrjähr - erfolgreiche
Tätigkeit in der selbständigen Leitung solcher Werke
Nachweisen können, ihre Gesuche unter Beifügung von
Lebenslauf und Zeugnissen (beglaubigten Abschriften)
sowie unter Angabe der Gehaltsansprüche bis zumIS . April 1919 bei uns einzureichen.

Persönliche Boxstellung ist nur auf besondere Auf¬
forderung erwünscht. G -247 .2. I
Der Stadtrat der Stadt Freiburg im Breisga» (Baden ).

zum Eintritt in die beim 2 - Bad . Drag -Regt - Nr . 21 aufzustellende
Bad . Freiwilligerr -Eskadron Nr . 2 .

Auf Anordnung der vorläufigen Badischen Volksregierung hat das General -
Kommando 14 - A .-K . die Aufstellung einer Freiwilligen -Eskadron bei dem unter -
zeichneten Regiment in Bruchsal verfügt.

Schutz der badischen Heimat , des deutschen
Vaterlandes und Aufrechterhaltung von Recht
und Ordnung sollen ihre schönen Aufgaben sein.

Mit besonderer Freude würden zahlreiche Meldungen früherer gelber Dragoner
begrüßt werden . Sonst werden ehemalige Kavalleristen und am Maschinengewehr
ausgebildete Mannschaften angenommen .

Dte Freiwilligen werde « , soweit die vorhandenen Bestände reiche«,
vollständig neu eingekleidet.

In die Eskadron Eintretende erwerben damit das Vorzugsrecht auf Ein¬
stellung in eine zukünftige Reichs - und Volkswehr und somit die Sicherung ihrer
militärischen Zukunft -

Bedingungen zur Einstellung :
s ) geborene Badener oder solche , die sich schon länger in Baden aufhalten

und sich hier heimisch fühlen ;
b) Felddienstfähigkeit;
c> wenigstens einjährige Kriegsfronterfahrung :
ch Verpflichtung zu straffer Disziplin , Unterordnung unter die Vorgesetzten

und Achtung der bestehenden Gesetze ;
e) einwandfreie Dienstzeit. Mannschaften mit zahlreichen Vorstrafen oder mit

Ehrenstrafen sind ausgeschlossen ;
k) Verpflichtung zum Schuhe des Deutschen Reiches in geschloffenen badischen

Formationen ;
§) 14-tägige Probezeit, dann einmonatliche Kündigungsfrist .

Gcbühruisse:
Löhnung nach den Dienstgraden ;

s.) mindestens 30 Mark monatlich;b ) Zulage 4 Mark täglich ;
c) freie Verpflegung . G -248

Meldungen :
Mannschaften des Beurlaubtenstandes durch das zuständizeBezirkskommando ;
Mannschaften , die sich noch im Dienst befinden, bei ihren Truppenteilen .

Das Geschäftszimmer des Regiments befindet sich in Bruchsal im Schloß »
2 . Badisches Dragoner-Regiment Nr. 21

Moser, Major und Regiments-Führer -

8 ckmucks 1 üclre
mit fsiusn Leillantsn , l^ sklsn
u . s^Li ' bstsikisii , Î si ' lkolllsk 's ,
/ ^ ItZolct u . LilbspZtzZsnstäncls
ksutt LU koken ? nsisen

Heirwieli
Iftofjuwsllsr, Xsrlsrufis, Xaissrstr. 73

sm st/lsrktplstr .

Bekanntmachung .

Kriegsnotgeld.
Die von der Stadtgemeiude Hornberg ausgegebenen

Kriegsnotgeldscheine in Abschnitten von 10 M . und
5 M . sind nur noch bis 31 . März 1919 gültig . Die
Einlösung muß spätestens bis 1 - April 1919 bei der
Stadtkasse Hornberg erfolgen. G 246 .3 .2 .1

Hornberg (Schwarzwaldbahn ), den 22 . März 1919 .
Bürgermeisteramt r
I - V . Ketterer . Buhl -

UW» WM»MW
Seit 24 /fakren : Ileberleitmig i . alle Xlassev <1. StLLts -
sctmteo. Xrbeit88tua <Ie» . kiorelbebsoiiluax . ksiniiieo -
beim . Orükrmgserkolge: Abitur , Sri ms . 7/8 . Lt . <1, <1. Dir.

Hei MMle Villen
mit und ohne Mobilar, sofort beziehbar, neu¬
zeitlich eingerichtet, preiswert

Lu Hssenksuken .

I . Paucke, Buchhandlg ., Wildbad i . württ.
Schwarzwald. G -249

I ?1ü§ e1 - ? iarlos
Harmoniums

dkieckerlaxe er8tsr lärmen — älomle -
in8tru mente voll iAomIcsIieo aller
— Xrt io zrüüter ^ iwvsdl im —

OäkM-UMdam
Larlsruke

Xsiserstr. 17z 1?olepli . zzy

AesmgerT !

Io/n »rs -r/s/r -^ 7-r/s

HaK . r.
^ c»L. A/0L//7KV/',

tllÄÄlSs
wenn quch reparaturbe¬
dürftig . werden stets an¬
gekauft in F988

Vl7slirlr -snlis
An- und Verkaufsgeschäft,

Kronenstraße 52 .

5000000N
SN OsineinclevsrftLncls
nncl 8tsclts ru 4^ ^
Ansen mit '/ristiriAer
X/üncliAnnA 2U ver-
Aeden .
7^nkrs§6n s .LxpeZition
cl . Llsttes nnter i^ .y52.

Kasscnschrank
ofort zu kaufen gesucht -
Angebote unter G.221 an
die Geschäftsstelle dieses
Blattes erbeten.

Bei dem Notariat Ken-
zingen ist die Stelle eines

KaiOigehilsm
sofort zu besetzen . L.322

Bewerber aus der Zahl der
MilitAranwärter , Kriegs¬
beschädigten oder Kriegs¬
teilnehmer wollen ihre Ge¬
suche mit Lebenslauf sofort
Hierher einreichen. Im Ma¬
schinenschreiben bewanderte
Bewerber erhalten den Vor¬
zug- Bei Kriegsbeschädig,
ten ist die Art der Beschä -
digung anzugeben .

Kenzingen,20-März 191S-
Notariat .

///7c/ ^ <7-h/77S/7
^ Kv

'§ c/he/7 ^ cr/c/- c//?c/ Zsc//'/^//'c/^^«,
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